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Gemeinde Bad Salzschlirf, Gemarkung Bad Salzschlirf 

Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 25 „Sondergebiet Frei-

flächen-PV-Anlage zur Kuppe“ sowie Änderung des Flächennutzungsplanes 

hier: Frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

das o. g. Vorhaben wird aus Sicht des Dezernates 31.2 - Grundwasserschutz, Wasser-

versorgung, Altlasten, Bodenschutz wie folgt beurteilt: 

Grundwasserschutz, Wasserversorgung 

Im Gemeindegebiet von Bad Salzschlirf beabsichtigt ein Investor eine Freiflächen-Photo-

voltaik-Anlage zu errichten. 

Die für die besagte Anlage vorgesehene Fläche soll das Flurstück 63 in der Flur 12 der 

Gemarkung Bad Salzschlirf umfassen (vgl. Bekanntmachung vom 12.10.2022, S. 1). 

Im gültigen Flächennutzungsplan der Gemeinde wird das v. g. Areal als „Fläche für die 

Landwirtschaft“ ausgewiesen und liegt im Außenbereich gemäß § 35 BauGB.  

Da eine Freiflächen-Photovoltaik-Anlage keinem privilegierten Vorhaben gemäß der v. g. 

Rechtsgrundlage zu zuordnen ist, bedarf es der Aufstellung der o. a. Bauleitplanung. 

http://www.rp-kassel.hessen.de/
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Der Geltungsbereich der hier zu beurteilenden Bauleitplanung befindet sich außerhalb 

amtlich festgesetzter und geplanter Wasser- und Heilquellenschutzgebiete (vgl. folgende 

Abb. 1) und gleichfalls in keinem nach den Regionalplan Nordhessen 2009 ausgewiese-

nen „Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz“. 

 
Abb. 1: Quelle: Fachinformationssystem Grund- und Trinkwasserschutz Hessen (GruSchu) mit  

Ergänzungen des Dez. 31.2  

Die Beurteilung von Festsetzungsvorhaben, die sich auf die Belange des allgemeinen 

Grundwasserschutzes i. S. d. § 5 WHG beziehen, obliegt der Unteren Wasserbehörde 

beim Kreisausschuss des Landkreises Fulda. Die v. g. Zuständigkeitsregelung ergibt sich 

aus § 65 Abs. 1 HWG. 

 

Hinweis:  

Falls die mit der Aufstellung der o. a. Bauleitplanung erforderlichen Eingriffe in den Na-

turhaushalt Ausgleichsmaßnahmen insbesondere außerhalb des oben angeführten 

Geltungsbereiches erfordern sollten, wäre eine Beurteilung dieser Maßnahmen aus Sicht 

des Grundwasserschutzes erst mit einer detaillierten Beschreibung möglich.  
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Altlasten, Bodenschutz 

Nachsorgender Bodenschutz: 

Für den Planungsbereich sind mit nach aktueller Recherche im zentral geführten Fachin-

formationssystem Altflächen und Grundwasserschadensfälle des Landes Hessen 

(FIS AG) weder Altablagerungen oder Altstandorte im Sinne von § 2 BBodSchG noch 

Grundwasserschadensfälle (Gewässerverunreinigungen im Sinne von § 57 HWG) be-

kannt. Bezüglich des nachsorgenden Bodenschutzes ergeben sich somit keine Vorgaben 

oder Einschränkungen. 

 

Vorsorgender Bodenschutz: 

Für eine hinreichende Berücksichtigung des Schutzguts Boden und Fläche i.S. von § 1 

Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB ist der Umweltbericht auf Grundlage der „Arbeitshilfe zur Berück-

sichtig von Bodenschutzbelangen in der Abwägung und der Umweltprüfung nach BauGB 

in Hessen“ (HMUKLV, 2011) zu erstellen. 

https://umwelt.hessen.de/umwelt/bodenschutz 

Für die Bestandsaufnahme der Böden im Planungsgebiet sowie die Beurteilung der Be-

troffenheit (Auswirkungsprognose) kann auf die Daten des Bodenviewer Hessen 

zurückgegriffen werden. 

https://bodenviewer.hessen.de 

Weiterhin sollten Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen beschrieben werden. Im 

diesem Zuge wird zu Berücksichtigung des Schutzguts Boden während der Bauausfüh-

rung zusätzlich empfohlen, einen Passus in die textlichen Festsetzungen aufzunehmen, 

in dem auf die Anwendung des Merkblattes „Bodenschutz für Bauausführende“ des 

HLMUKLV verwiesen wird. 

Grundlegend ist dem Umweltbericht im Zuge der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 

eine bodenfunktionale Kompensationsbetrachtung auf Grundlage der „Arbeitshilfe zur Er-

mittlung des Kompensationsbedarfs für das Schutzgut Boden in Hessen und Rheinland-

Pfalz“ des HLNUG, Wiesbaden (Böden und Bodenschutz in Hessen, Heft 14) beizufügen. 

In diesem Zusammenhang verweise ich auf den Erlass des HMUKLV vom 22. Mai 2018, 

AZ: III 8 – 089b 06.03 an alle hessischen Städte und Gemeinden, in dem auch ein Hin-

weis auf die Internetseite zum Herunterladen der Arbeitshilfe einschließlich einem 

zugehörigen Berechnungswerkzeug gegeben wird. 

 

https://umwelt.hessen.de/umwelt/bodenschutz
https://bodenviewer.hessen.de/


-4- 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

gez. A.Wagner  

 

Dieses Dokument habe ich in der Hessischen eDokumentenverwaltung (HeDok) elektronisch schlussge-

zeichnet. Es ist deshalb auch ohne meine handschriftliche Unterschrift gültig. 

 

Anhang 

Abkürzungs- und Fundstellenverzeichnis 

Abkürzung Name Fundstelle letzte Änderung 

BauGB Baugesetzbuch 03.11.2017  

(BGBl. I S. 3634) 

08.10.2022 

(BGBl. I S. 1726) 

BBodSchG Bundes-Bodenschutzgesetz – 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenverän-

derungen und zur Sanierung von Altlasten 

17.03.1998 

(BGBl. I S. 502) 

25.02.2021  

(BGBl. I S. 306) 

HWG Hessisches Wassergesetz 14.12.2010  

(GVBl. I S. 548) 

30.09.2021 

(GVBl. S. 602) 

 Regionalplan Nordhessen 2009  

(Karte „Südblatt“) 

15.03.2010 

(StAnz. Nr. 11) 

 

WHG Wasserhaushaltsgesetz –  

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 

31.07.2009  

(BGBl. I S. 2585) 

20.07.2022 

(BGBl. I S. 1237) 
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Stellungnahme zur Bauleitplanung im Rahmen der Beteiligung der TÖB nach BauGB; 
hier: Frühzeitige Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Planung: Vorhabenbezogener Bebauungsplan 

Nr. 25 „Sondergebiet Freiflächen-PV-Anlage zur Kuppe“ sowie 
Änderung des Flächennutzungsplanes;  
Gemarkung Bad Salzschlirf, Flur 12 

Gemeinde: Bad Salzschlirf 

Kreis: Fulda 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach Prüfung der vorgelegten Unterlagen bestehen aus Sicht des von mir zu beurteilenden 

gewerblichen Immissionsschutzes gegen die o. g. Planungen keine grundsätzlichen 

Bedenken. 

Hinweis bzw. Anmerkung: 

Die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI) hat Hinweise zur 

Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen herausgegeben. Darin werden 

in der Anlage 2 (Stand 03.11.2015) Empfehlungen zur Ermittlung, Beurteilung und 

Minderung der Blendwirkung von großflächigen Freiflächen-Photovoltaikanlagen im 

Rahmen von Baugenehmigungsverfahren gegeben. Im Rahmen der bestehenden 

___ 
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Planungen empfehle ich, die geplante(n) Photovoltaikanlagen auf der Freifläche und auf 

dem bestehenden Betriebsgebäude im Hinblick auf mögliche Blendwirkungen an den 

maßgeblichen Immissionsorten nach Nr. 3 des Anhangs bereits jetzt zu untersuchen und zu 

bewerten. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
gez. Bilz 

 

Dieses Dokument habe ich in der Hessischen eDokumentenverwaltung (HeDok) elektronisch 
schlussgezeichnet. Es ist deshalb auch ohne meine handschriftliche Unterschrift gültig. 

 

___ 


